
Interessen übereinstimmende Verteilung des Nach­
lasses ;

— erweitert im Interesse der Bürger die Hilfe und 
Unterstützung in Erbangelegenheiten durch das 
Staatliche Notariat (§ 362).

Gesetzliche Erbfolge
Das gesetzliche Erbrecht ist Erbrecht der Ehegatten, des 
Erblassers und seiner nächsten Verwandten. Die gesetz- 

. liehe Erbfolge entspricht den Anschauungen der Arbei­
terklasse. In erster Linie geht es auch bei der Erbfolge­
regelung darum, die materielle Basis für die Befriedi­
gung der Bedürfnisse des überlebenden Ehegatten und 
der wirtschaftlich noch nicht selbständigen Kinder des 
Erblassers zu erhalten. Bei der überwiegenden Mehrzahl 
der Bürger handelt es sich dabei um gemeinschaftliches 
Eigentum des Erblassers und seines Ehegatten. Die 
Gegenstände der gemeinsamen Lebensführung werden 
im allgemeinen während der Ehe aus Arbeitseinkünf­
ten erworben. Deshalb führt die Bestimmung des § 365 
Abs. 1 in Verbindung mit § 39 FGB grundsätzlich zu 
dem Ergebnis, daß dem Ehegatten mindestens fünf Ach­
tel des gemeinschaftlichen Eigentums verbleiben.
Zum Kreis der erbberechtigten Verwandten können 
entsprechend den drei Erbfolgeordnungen (§§ 365 
bis 368) gehören: die Nachkommen des Erblassers (Kin­
der, Enkel, Urenkel usw.), seine Eltern und deren Nach­
kommen sowie seine Großeltern und deren Nachkom­
men. Es gilt das Prinzip, daß in jeder Ordnung die z. Z. 
des Erbfalls lebenden Verwandten näheren Grades 
(§ 79 Satz 3 FGB) die Verwandten entfernteren Grades 
von der gesetzlichen Erbfolge ausschließen: die Kinder 
des Erblassers seine Enkel, die Eltern des Erblassers 
seine Geschwister, die Geschwister des Erblassers seine 
Neffen und Nichten, die Großeltern des Erblassers seine 
Onkel und Tanten, die Onkel und Tanten des Erblas­
sers seine Vettern und Basen usw.

Das Erbrecht des Ehegatten 
und der Eltern des Erblassers
Der Ehegatte ist zusammen mit den Kindern des Erb­
lassers Erbe der ersten Ordnung; er erbt mindestens 
ein Viertel des Nachlasses. Das bedeutet, daß dann, 
wenn außer dem Ehegatten Erben der ersten Ordnung 
nicht vorhanden sind, der Ehegatte Alleinerbe ist und 
alle Erben der folgenden Ordnungen ausschließt (§ 366 
Abs. 1).
Von dieser Regelung gibt es eine Ausnahme zugunsten 
unterhaltsberechtigter Eltern des Erblassers, die an sich 
zu den gesetzlichen Erben der zweiten Ordnung ge­
hören. Waren sie aber im Zeitpunkt des Erbfalls nach 
§ 81 FGB gegenüber dem Erblasser unterhaltsberech­
tigt und sind außer dem Ehegatten andere Erben der 
ersten Ordnung nicht vorhanden, dann rücken die 
unterhaltsberechtigten Eltern in die erste Ordnung auf 
und erben neben dem Ehegatten. Dieser erbt in diesem 
Falle die Hälfte des Nachlasses, so daß er also drei Vier­
tel des gemeinschaftlichen Eigentums behält.
Diese Regelungen des Ehegattenerbrechts und des Erb­
rechts unterhaltsberechtigter Eltern sind bereits gelten­
des Recht (§ 10 EGFGB). Neu ist aber, daß nach § 366 
Abs. 2 der Anknüpfungspunkt für das Erbrecht der 
Eltern neben dem des Ehegatten die Unterhalts- 
b e r e c h t i g u n g  der Eltern ist und nicht — wie in 
§10 EGFGB — die Unterhalts v e r p f l i e h  t u n  g des 
Erblassers. Diese neue Betrachtungsweise erleichtert 
die Lösung einiger in der Praxis aufgetretener Pro­
bleme.
Unterhaltsberechtigt ist, wer unterhaltsbedürftig ist 
(§§20 Abs. 1, 81 und 87 Satz 2 FGB). Die Konkretisie­

rung der Unterhaltsberechtigung zu einem Unterhalts­
anspruch des Berechtigten und damit zur Unterhalts­
verpflichtung eines zunächst nur latent Verpflichteten 
hängt von dessen Leistungsfähigkeit (§§ 20, 82 Abs. 1, 
84 Abs. 2 Satz 2 FGB) und — bei mehreren Unterhalts­
berechtigten gegenüber dem gleichen Verpflichteten und 
dessen begrenztem Leistungsvermögen — vom Rangver­
hältnis der Unterhaltsberechtigten (§ 86 FGB) ab. Nach 
§ 366 Abs. 2 erben unterhaltsbedürftige Eltern auch 
dann, wenn der Erblasser entweder im Sinne des § 82 
FGB nicht leistungsfähig war oder wenn der vorran­
gige Unterhaltsanspruch z. B. seines Ehegatten oder 
auch seines geschiedenen Ehegatten (§ 86 Abs. 2 FGB) 
seine Leistungsfähigkeit erschöpfte. Das elterliche Erb­
recht nach § 366 Abs. 2 ist also unabhängig davon, ob 
im Zeitpunkt des Erbfalls gegen den Erblasser ein rea­
lisierbarer Unterhaltsanspruch gegeben war oder ob 
ein tatsächlich gegen den Erblasser gegebener Unter­
haltsanspruch den Unterhalt voll oder nur teilweise 
deckte.
Andererseits stellt die Anknüpfung an die Unterhalts­
berechtigung eindeutig klar, daß ein Erbrecht eines 
unterhaltsbedürftigen Elternteils dann nicht gegeben 
ist, wenn nach § 82 Abs. 2 FGB der Unterhalt zu ver­
sagen wäre. Ein Vater, der früher seine Unterhalts­
pflicht nicht erfüllt hat, erbt nicht neben dem Ehe­
gatten des Erblassers das, was der Erblasser sich nach 
seinem Eintritt in das Berufsleben und zusammen mit 
seinem Ehegatten erarbeitet hat. In diesen Fällen be­
darf es deshalb nicht der Geltendmachung der Erb­
unwürdigkeit nach § 406 Abs. 3.
Eltern erben auch dann nicht, wenn der Erblasser zwar 
zu ihrem Unterhalt beigetragen hatte, sie aber nicht 
unterhaltsberechtigt waren.

Das Erbrecht
des außerhalb der Ehe geborenen Kindes
Die in der Übergangsvorschrift des § 9 EGFGB noch 
enthaltenen Einschränkungen der erbrechtlichen Gleich­
stellung des außerhalb der Ehe geborenen Kindes im 
Verhältnis zum Vater entsprechen nicht mehr der heu­
tigen gesellschaftlichen Entwicklung. Durch diese Rege­
lung ist das außerhalb der Ehe geborene Kind praktisch 
als Erbe seines Vaters ausgeschlossen. In der Regel ist 
es im Zeitpunkt des Erbfalls weder minderjährig noch 
unterhaltsbedürftig. Es kam kaum vor, daß der Vater 
bzw. dessen Eltern das Erziehungsrecht bis zur Voll­
jährigkeit des Kindes ausübten oder daß das Kind wäh­
rend der Minderjährigkeit oder zur Zeit des Erbfalls 
mit dem Vater oder dessen Eltern zusammenlebte. 
Das Erbrecht eines solchen Kindes wör erheblich redu­
ziert; es erbte zwar vor den Großeltern, aber nach dem 
Ehegatten, den in .der Ehe geborenen Kindern und den 
Eltern des Erblassers (§ 9 Abs. 3 EGFGB).
Das einzige gesetzliche Kriterium für das gesetzliche 
Erbrecht der anderen Kinder des Erblassers, der Kin­
der aus seiner letzten Ehe und aus den früheren durch 
Tod des Ehepartners oder durch Scheidung aufgelösten 
Ehen, ist die Verwandtschaft mit dem Erblasser. Wenn 
als moralische Rechtfertigung für das Erbrecht voll­
jähriger Kinder über die Blutsverwandtschaft hinaus 
eine tatsächliche innere Beziehung zwischen Vater und 
Kind vorausgesetzt wird, dann sollte die Entscheidung 
darüber, ob eine solche Bindung wirklich bestanden 
hat, beim Erblasser selbst liegen, der. die Kinder, die 
ihm innerlich fernstehen, durch Testament als Erben 
ausschließen kann.
Auch die Überlegung, daß das außerhalb der Ehe ge­
borene Kind im Verhältnis zu den ehelichen Kindern 
und dem Ehegatten des Erblassers in der Regel als ein 
der Familie möglicherweise bis zum Erbfall unbekann-
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